
Eigentums eingegriffen werden soll. Kommt 
kein Vertrag zustande, so daß Grundstücke 
und Gebäude oder ein Recht des Nutzers dar­
an in Anspruch genommen werden müssen, 
sind die zuständigen staatlichen Organe - in 
der Regel die Räte der Kreise-berechtigt, ent­
sprechend den Rechtsvorschriften darüber 
durch Beschluß zu entscheiden. Mit dieser 
staatlichen Entscheidung über den Entzug pri­
vaten oder persönlichen Eigentums ensteht in 
der Regel Volkseigentum an dem Grundstück, 
dem Gebäude oder der baulichen Anlage. In 
einem solchen Fall ist der betreffende Bürger 
auf der Grundlage des Entschädigungsgesetzes 
zu entschädigen. Der Entschädigungsanspruch 
besteht gegenüber dem Rat des Kreises, in des­
sen Territorium die betreffenden Objekte lie­
gen. Entschädigungsberechtigt sind die bishe­
rigen Eigentümer. Besteht unabhängig vom 
Eigentum an Grundstücken selbständiges 
Eigentum an Gebäuden, baulichen Anlagen 
oder Anpflanzungen, so steht sowohl deren 
bisherigen Eigentümern als auch den bisheri­
gen Eigentümern des Grundstücks ein eigener 
Entschädigungsanspruch zu.

Ansprüche der Inhaber von Rechten, die 
bisher im Grundbuch eingetragen waren und 
durch den Entzug des Eigentumsrechts an 
Grundstücken oder Gebäuden erloschen sind, 
sind gegenüber dem Rat des Kreises nachzu­
weisen. Das gilt auch für Ansprüche bisheriger 
Mieter oder Nutzer für bauliche Veränderun­
gen und Anpflanzungen, die sie auf der Grund­
lage von Miet- oder Nutzungsverträgen vorge- 
nommeri haben. Diese Ansprüche werden 
vom Rat des Kreises aus der Entschädigungs­
summe erfüllt.

Die Entschädigung wird in der Regel in 
Geld gezahlt und aus dem Staatshaushalt fi­
nanziert. Grundlage für die Berechnung der 
Höhe der Entschädigung ist der Wert der 
Grundstücke, Gebäude, baulichen Anlagen 
oder Anpflanzungen am Tag der Wirksamkeit 
des Entzugs des Eigentumsrechts.

Die Höhe des Entschädigungsanspruchs 
stellt das Mitglied des Rates des Kreises für Fi­
nanzen und Preise fest und erteilt darüber den 
Anspruchsberechtigten einen Feststellungsbe­
scheid. Unter seinem Vorsitz arbeitet eine 
Entschädigungskommission,8 die Probleme 
berät, die bei der Entscheidung über die Ent­
schädigung und deren Zahlung auftreten. Die 
entschädigungsberechtigten Bürger haben das 
Recht, ihre diesbezüglichen Anliegen der Ent­

schädigungskommission vor der Erteilung des 
Feststellungsbescheides vorzutragen.

Gegen den Feststellungsbescheid kann der 
Bürger innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach Zustellung schriftlich unter Angabe der 
Gründe Beschwerde bei demjenigen einlegen, 
der den Feststellungsbescheid erteilt hat. Die­
ser hat über die Beschwerde innerhalb einer 
Frist von vier Wochen zu entscheiden. Gibt er 
dieser Beschwerde nicht oder nicht in vollem 
Umfang statt, ist sie innerhalb dieser Frist mit 
Begründung dem Mitglied des Rates des Bezir­
kes für Finanzen und Preise zur Entscheidung 
zuzuleiten. Darüber ist der Einreicher der Be­
schwerde schriftlich zu informieren. Innerhalb 
von vier Wochen hat das Mitglied des Rates 
des Bezirkes über die Beschwerde zu entschei­
den. Diese Entscheidung ist dem Einreicher 
der Beschwerde schriftlich bekanntzugeben 
und zu begründen.

Über die Entschädigung nach dem Ent­
schädigungsgesetz hinaus können den Bürgern 
bei staatlichen Maßnahmen, die ihre persönli­
chen Rechte oder ihr Eigentumsrecht beein­
trächtigen, nach speziellen Rechtsvorschriften 
weitere Arten von Entschädigungen' gewährt 
werden.

Nach der 2. DVO zum Berggesetz - Aus­
gleich von wirtschaftlichen Nachteilen - vom 
18.12.1969 (GBl. II 1970 Nr. 13 S. 65) sind 
z. B. dem betroffenen Bürger
- Kosten für den Umzug auf der Grundlage 

der §§ 3 und 4 zu erstatten, wenn dieser in­
folge der Inanspruchnahme eines bebauten 
Grundstücks für den Bergbau notwendig 
wurde, oder

- Mehraufwendungen gemäß § 12 zu erset­
zen.

Gemäß § 14 ist über rechtliche Verpflichtun­
gen dieser Art hinaus ein weiterer Ausgleich 
bei unbilligen Härtefällen möglich.

Alle Kosten, die auf der Grundlage der
2. DVÖ zum Berggesetz dem bisherigen Nut­
zer zu erstatten sind, tragen die Betriebe des 
Bergbaus, die infolge der Inanspruchnahme 
eines bebauten Grundstücks eine Räumung 
der Gebäude verursacht haben. Bei Streitig­
keiten zwischen dem zuständigen Betrieb und 
dem betroffenen Bürger entscheidet der Rat

8 Zur Tätigkeit der Entschädigungskornmission 
vgl. auch §§7 u. 8 der DVO zum Entschädi­
gungsgesetz vom 15. 6.1984, GBl. I 1984 Nr. 17 
S.211.
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